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Welthandelsgespräche bei der WTO

Die Verhandlungen unter Druck abschliessen
wäre kontraproduktiv!

Eine weitere Liberalisierung des Welthandels setzt zwei Bedingungen voraus: erstens die aktive Suche nach Lösungen zur Bekämpfung der negativen Auswirkungen der Liberalisierung auf die Beschäftigungslage und die Arbeitsbedingungen; zweitens müssten die reichen Länder ihre Märkte ernsthaft für die Entwicklungsländer öffnen.

Die multilateralen Wirtschaftsverhandlungen bei der Welthandelsorganisation sind stark in Verzug geraten. Die gegenwärtige Verhandlungsrunde, die 2001 in Doha begonnen hat, betrifft vor allem die Landwirtschaft, Industrieprodukte und Dienstleistungen, aber auch die Entwicklung der armen Länder. Die knappen Fristen
 für die Bereinigung der Verhandlungsmodalitäten lassen daran zweifeln, dass die Doha-Runde Ende 2006 ihren Abschluss finden kann. 

Für Travail.Suisse wäre es keine Katastrophe, wenn die WTO die Verhandlungen nicht fristgerecht abschliessen könnte, denn für eine nachhaltige weitere Liberalisierung des Welthandels müssen die Interessen der weniger entwickelten Ländern und die Auswirkungen der Liberalisierung des Handels auf die Beschäftigungslage, die Arbeitsbedingungen und den Service public stärker berücksichtigt werden. 

Die Unterhändler der reichen Länder wären gut beraten, ihre kurzfristige Strategie, eigene Konzessionen von jenen der Entwicklungsländer abhängig zu machen, aufzugeben und auf langfristige Verbesserungen hin zu arbeiten, die allen zu gute kommen. Es wäre deshalb besser, keinen Druck auszuüben, um die Verhandlungen der Doha-Runde unter allen Umständen Ende dieses Jahres abzuschliessen und dafür die notwendigen Bedingungen für eine nachhaltige Liberalisierung des Handels zu schaffen, von der alle Länder profitieren. Wichtig ist deshalb

1.
die Kohärenz zwischen WTO und den andern internationalen Regeln zu verbessern

Bei diesem Thema wurden praktisch keine Fortschritte verzeichnet. Nach dem Beitritt Chinas zur WTO und aufgrund der Folgen der Liberalisierung auf die Beschäftigungslage - vor allem in der Textilindustrie - müssen dringend Lösungen für die Millionen von betroffenen Arbeitnehmenden gefunden werden. Bei der WTO muss eine Arbeitsgruppe gebildet werden, welche die Kohärenz zwischen Liberalisierung des Handels und den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen überprüft. In diese Beratungen sollte die internationale Arbeitsorganisation (IAO) eng miteinbezogen werden. 

2.
bei Entwicklungsfragen einen weniger merkantilistischen Ansatz zu wählen

Die Doha-Runde gilt als Runde für die Entwicklungsländer. Erwartet man jedoch von den Entwicklungsländern, dass sie ihre Märkte öffnen, müssen die entwickelten Staaten ihrerseits zu echten Konzessionen bereit sein, die sie auch etwas kosten!

Die Konzessionen der reichen Länder sind jedoch eher Augenwischerei. Beispiel: Die am wenigsten entwickelten Länder (LDC) werden ab 2008 97 Prozent ihrer Produkte zollfrei und ausserhalb jeglicher Kontingente in die entwickelten Ländern exportieren können. Somit gestattet dieses Abkommen den reichen Ländern, 3 Prozent der Produkte der LDC auszuschliessen, was ausreicht, um wettbewerbsfähige Produkte wie Reis, Zucker, Textilien nicht zu berücksichtigen. Die Vereinigten Staaten z.B. haben bereits angekündigt, dass sie gewisse Textilien (Bangladesh) und Zucker (Haiti) nicht zulassen werden, und Japan wird mit Reis und Fischereierzeugnissen ebenso verfahren. Die Schweiz wird ab 2008 keine Zollgebühren mehr auf Produkten der LDC erheben. Dies ist positiv. Allerdings ist zu befürchten, dass landwirtschaftliche Kreise den Bundesrat unter Druck setzen, auf die von der WTO beschlossenen 97 Prozent zurückzukommen.  

3.
den Service public nicht zu liberalisieren!

Eine neue - plurilaterale - Verhandlungsmethode ermöglicht einer Gruppe von Mitgliedstaaten der WTO, Liberalisierungsbegehren einer begrenzten Staatengruppe zu unterbreiten im Sinne einer effizienteren Alternative zu den gegenwärtigen bilateralen Verhandlungen. Diese Methode führt zu einem zusätzlichen Druck auf die Entwicklungsländer und birgt die Gefahr eines Abbaus wesentlicher Dienstleistungen zu Gunsten der Bevölkerung.

Zwar hat die Schweiz keine derartigen Forderungen gestellt, sie jedoch auch nicht a priori ausgeschlossen. Dies hat auch damit zu tun, dass sie im Service public keine offensiven Interessen hat. In Bezug auf den Postmarkt ist unser Land mit einer plurilateralen Forderung konfrontiert. Travail.Suisse wird darauf bestehen, dass die Schweiz sich an die Parlamentsbeschlüsse hält (Monopol für Briefe bis zu 100 gr vom 1. April 2006) und nicht unter dem Druck der WTO versucht, den Postmarkt weiter zu liberalisieren.

Auch gegenüber den Liberalisierungsforderungen der Entwicklungsländer für vorübergehende grenzüberschreitende Erbringung von Dienstleistungen durch Arbeitnehmende ist grosse Zurückhaltung geboten: Es besteht nämlich die grosse Gefahr, dass trotz gesetzlicher Garantien die Arbeits- und Entlöhnungsbedingungen in der Schweiz nicht eingehalten werden.

Denis Torche, Leiter Aussenpolitik, Travail.Suisse
� 30. April für die Modalitäten zur Festlegung der Formeln für den Zollabbau auf Landwirtschafts- und Industriegütern und Ende September für Vorschläge zur konkreten Umsetzung des „Entwicklungspakets“ für die am wenigsten entwickelten Länder.





